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Die Umschichtung der
Machtverhältnisse
1933 imKreistag des
Landkreises Olden-
burg inHolstein

I.VorwortundEinlei-
tung

Die Reichstagswahlen vom Juliund November 1932-die letz-
ten vor Hitlers Regierungsantritt -sowie die vom März 1933,
der ersten und letzten im „Dritten Reich", fanden vor dem
Hintergrund der Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1933/34
statt.

Die Arbeitslosenzahlen stiegen indieser Zeit auf fast 7 Mil-
lionen.Aufgrunddieserenormen Arbeitslosigkeit traterstmals
innerhalbder BevölkerungdesDeutschenReicheseineEntso-
lidarisierung zwischen Arbeitsplatzbesitzenden und solchen,
die einen Arbeitsplatz suchten, ein.

Die langjährige Tolerierung der Reichsregierung Brüning
durch die SPD und das teilweise Mittragen der berüchtigten
Notverordnungen - hier vor allem der vier großen zur Wirt-
schaft, Lohn- und Gehaltssenkungen, Abstriche an der Ar-
beitslosenunterstützung und Erhöhung indirekter Steuern -
beschleunigten ohne Zweifel die Radikalisierung breiter
Volksschichten.1

Die SPD teilte Brünings Überzeugung, daß äußerste Spar-
samkeit im Reichshaushalt dringend geboten sei. Deshalb
lehnte sie jedes aufKredit basierende Arbeitsbeschaffungspro-
gramm ab, auch noch als Ende 1931 (die Arbeitslosenzahl
überschritt die6-Millionen-Grenze)diefreienGewerkschaften
zugleichmiteiner betont nationalenWendung einsolchesPro-
gramm forderten. So kam es, daß zur Reichstagswahl im Juli
1932nureine Partei mit einem Arbeitsbeschaffungsprogramm
in denWahlkampf zog: HitlersNSDAP. Sie konnte ihreMan-
datzahl von 12im Jahre 1928 auf 230 steigern.2

Hinzu kam, daß nach dem Sturz Brünings dessen Nachfol-

1s.a.Heinrich August Winkler -Der
Weg in dieKatastrophe,Arbeiter und
Arbeiterbewegung in der Weimarer
Republik1930 bis 1933, 1987,Kapitel
3,5. 430f.
2 s.a. Osterroth-Schuster - Chronik
der Deutschen Sozialdemokratie,
1963,Seite 508/509.

Schleswig-Holsteinheute

AktionenvonArbeitslosen-dokumen
liert im „Neustädter Tagesblatl". 20. 1
1933
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Ger, Franz vonPapen, die letzte SPD-Bastion,die in Preußen,
beseitigte.Er setzte dieRegierung am 20.Juli1932ab.Unmit-
telbar nachdem Staatsstreichbegannen dieneuenMachthaber
den Beamtenapparat zu säubern. Viele höhereBeamte, vom
Landrataufwärts,diedenbisherigenKoalitionsparteien ange-
hörten,wurden in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Von

diesem Geschehen bis zur Übernahme der Regierungsgewalt
durch AdolfHitleralsReichskanzler am 30.Januar1933 wares
nur ein kurzer Weg.

Am 27. Februar 1933 brannte der Reichstag, der angeblich
von den Kommunisten angezündet worden sein sollte. Zwi-
schenzeitlich war der Reichstag aufgelöst und seineNeuwahl
aufden5.März festgelegt worden.DasErgebnis dürfte Hitler
kaum befriedigt haben, denn trotz eines vorher nie gekannten
Propagandaaufwandes unddes denKommunistenzugeschobe-
nen Reichstagsbrandes erhielt die NSDAP im Deutschen
Reichnicht dieMehrheit. Sie erhielt nur 43,9% derStimmen.

Diesem neuen Reichstag war aber nicht mehr die Gesetzge-
bung unddie Kontrolleder Regierungzugedacht. Nachdem er
in verfassungswidriger Zusammensetzung (die Kommunisten
waren zum Teil bereits verhaftet, geflohen oder nicht zugelas-
sen) gegen die Stimmen der Sozialdemokraten dasErmächti-

Die erste Gleichschaltungswelle -
schon 1932 (Hamburger Echo. 23. 8.
1932)
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gungsgesetz beschlossenhatte,wurde er nichtmehr gebraucht
und nochimgleichen Jahr aufgelöst.Ohne die Verfassung von
Weimar, auf die Hitler am 30. Januar 1933 denEidabgelegt
hatte, ausdrücklich außer Kraft zusetzen, wurdenihre Grund-
prinzipien

die Dreiteilungder staatlichenGewalt,
die Mitwirkungder Länderbei der Gesetzgebung,
das Koalitionsrecht und Tarifrecht,
die Unverletzlichkeit der Freiheit der Person,
das Versammlungsrecht,
das Recht jedermanns, seine Meinung in Schrift,
Druck oder Bild frei zuäußern,

inschnellerFolgedurchVerordnungenodertatsächlichesHan-
deln unterMithilfedes allergrößten TeilsdesgesamtenBürger-
tums aufgehoben.

II.Situation imKreisNach Übernahme derMacht durchdieNationalsozialistenund
ihres bürgerlichen Anhanges auch inPreußen wurde per De-
kret die Auflösungder Stadt-,Gemeinde- und Kreisvertretun-
gen verfügt. Diese Verfügung tratam8.Februar 1933 inKraft.
Die Neuwahlen wurden aufden 12. März1933 festgelegt.

Die technischenVorbereitungen dieser Wahlen stelltensich
für die Sozialdemokratenmehr als ungünstig dar.Fast überall
waren inzwischen die Parteisekretariate von der SA besetzt,
die Funktionäre vielfach in Schutzhaft oder auf der Flucht.
Trotz dieser starken Behinderungen sollte es imKreis Olden-
burg den Sozialdemokraten gelingen, am 12. Februar ihre
Kreiskonferenz abzuhalten. Diese fand in der Gastwirtschaft
„Grüner Hirsch"beiLensahnstatt.Bevor mit der Aufstellung
der Kandidatenlistebegonnen wurde,gab der ebenfalls anwe-
sende Bezirkssekretär Langebeck aus Kiel einen politischen
Situationsbericht.3

Andersals indenStädten des Kreises, woschon vielfachauf
Druck der Nationalsozialisten sozialdemokratische Veranstal-
tungen verboten wurden, konnte diese Kreiskonferenz ohne
Störungbeendet werden.Sofandz. B.inderKreisstadt Olden-
burg die letzte öffentliche Versammlung der SPD mit dem
Provinziallandtagsabgeordneten KarlLangebeck, Kiel, am 9.
Januar 1933 statt. SPD-Ortsvereinsvorsitzender in Oldenburg
war der Lagerhalter des Konsumvereins und Stadtverordnete
Heinrich Müller. 4

InNeustadthingegen wurden die Veranstaltungen derKPD
sowie der SPD aufgrund der demokratischen Gesinnung des
dortigen Bürgermeisters erst Anfang März 1933 verboten. So
findenwirunter andereminder AkteSicherheitspolizei folgen-
des Protokoll:

Neustadt,den3. März 1933
Die Vertreterder NSDAP, dieHerren Rechtsanwalt Brendel,

Schlachter Friedrich Westmeyer, Maurer W. Guttau, erklären:
Die Versammlung der SPDdarf im Interesse der Aufrechter-

haltungderRuheund OrdnungheuteaufkeinenFallstattfinden.
Falls sie stattfinden sollte, würde sie von derNSDAP besucht

5 s.a. Bericht in den WFB vom 15
Februar 1933 Nr.38.
4 Ebd. vom12. Januar 1933Nr. 10
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werden und es würde damit zu rechnen sein, daß im Falle der
Beleidigunggegen dieReichsregierung, insbesondere gegen den
Reichskanzler, die Versammlungseitens derNS-Teilnehmer ge-
sprengt würde. Die Versammlung wird hiermit verboten, weil
Gefahrbesteht, daß RuheundOrdnunggestörtwerden. Anmel-
dung von Wulff (SPD-Ortsvereinsvorsitzender) vom 1. März
19335

Der Wahl zum Kreistag wurde von denNationalsozialisten
mit großer Hoffnung entgegengesehen. Bekamen doch auch
sie inzwischen beiallenWahlen des Jahres 1932 imLandkreis
Oldenburgdie absoluteMehrheit.

Zu den vielen Ungereimtheiten dieser sehr bewegten Zeit
zählt u.a. die Tatsache,daß trotz langjähriger liberaler Tradi-
tion dieNeustädter Bevölkerung, im Gegensatz zu den ande-
renStädtendes KreisesOldenburg,scharenweisezudenNatio-
nalsozialisten überlief. Während in den drei anderen Städten
die Bevölkerung zunächst versuchte, alsRepräsentanten ihrer
Städte die Kandidatender Liste Schwarz-Weiß-Rot (ein Zu-
sammenschluß derrechtsgerichteten früheren ParteienDNVP
und DVP) zu wählen,sollte dieses bürgerliche Zwischenspiel
bei den Wahlverhalten der Neustädter Einwohnerschaft keine
große Rollespielen.Sie wähltengleichdieNationalsozialisten.
Sowurdeder BevölkerungdieserStadtdie „Ehre"zuteil, nach
derKommunalwahlam12.Märzalseinzige StadtimKreisüber
eine absolute NS-Mehrheit inder Stadtverordnetenversamm-
lung zu verfügen. 6

Weiter kamhinzu,daß anders alsinden umliegenden Land-
kreisen,das Verhältnisder Großgrundbesitzer undBauernzur
NSDAP weit weniger ausgeprägt war. Diese Schicht konnte
zwar durchweg als konservativ bezeichnet werden, sie verhielt
sich aber denneuen Machthabern gegenüber sehr abwartend,
ja zum Teilsogarpassiv. DieseunterschwelligenMeinungsver-
schiedenheiten solltensich auchbei der Kreistagswahl am 12.
März niederschlagen. Es fielen imKreis Oldenburg die Wahl-
ergebnisse zugunsten der Nationalsozialisten deshalb auch
nicht so sensationell aus wieinanderen ländlichenKreisen der
Provinz.

5 Stadtarchiv Neustadt i.H. Abt. B
Fach111Sicherheitspolizei 2b.
6 Verwaltungsbericht der Stadt Neu-
stadt i.H. 1933,Seite 25/26
Es erhielten die NSDAP 1300 Stim-
men(6 Mandate), SPD 499 Stimmen
(2 Mandate), KPD 185 Stimmen (0
Mandate), Schwarz-Weiß-Rot 589
Stimmen (2 Mandate), Beamte und
Angestellte213 Stimmen(1 Mandat).

Der letzte Wahlaufruf vor dem Ende
(aus:NeustädterTageblatt. 12.3. 1933)
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7Quelle:LAS Abt. 301Nr. 4948. Mit-
teilungen des Regierungspräsidenten
in Schleswig anden Oberpräsidenten
in Kiel über die endgültige Zusam-
mensetzung der einzelnen Kreistage
nach der jeweiligen Kommunalwahl.*

Durch Eingliederung der rd. 8500
Einwohner zählenden Industriege-
meinde Neumühlen-Dietrichsdorf
(Howaldtwerkepp.) indie Stadt Kiel
zum 1.5.1924 reduzierte sichdie Ein-
wohnerzahldes Landkreises Bordes-
holm auf 37564 (Volkszählung 16. 6.
1925). Diese Umgemeindung sollte
den Verlust der Arbeitermehrheit
SPD/KPD im Kreistag nach sich zie-
hen, bei gleichzeitiger Verringerung
der Abgeordnetenzahl.
9 Der Landkreis Bordesholm wurde
am 30. September 1932 vonder preu-
ßischen kommissarischen Regierung
Bracht aufgelöstundaufdieLandkrei-
se Rendsburg,PlönundSegebergauf-
geteilt.
10 DNVP und DVPbildeten einege-
meinsame Liste.

TabelleI
Mandatsverteilung inden Landkreisen Bordesholm, Plön,Se-
geberg und Oldenburg in Holstein innerhalb des Zeitraumes
1919-19337
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LandkreisBordesholm: 1919 1921 1925 1929 1933"
DNVP 13 9 4
DVP - 5 5 6
SPD 11 10 7 8
USPD - 1 - -
KPD - 2 1 1
DDP 3 2-1
Bauernbund/Landespartei 6 - - -
Wirtschaftsliste - - - 1
VölkischeParteien (NSDAP) - - - 1
Sitze insgesamt: 21 23 228 22

LandkreisPlön: 1919 1921 1925 1929 1933
DNVP10 13 5 8 6 -
DVP10 -578-
SPD 8 10 9 10 8
USPD 1
KPD - 1 1 1 1
DDP 11---
Landespartei - 1 - - -
VölkischeParteien (NSDAP) - 14
ListeSchwarz-Weiß-Rot - - - - 3
Sitze ingesamt: 22 24 25 25 26

LandkreisSegeberg: 1919 1921 1925 1929 1933
DNVP 12 14 - 10 -
DVP 1
SPD 4 8 6 7 4
KPD - 1 - 1 1
DDP 5 - - 3 -
Wirtschaftsliste - - 18 1
VölkischeParteien (NSDAP) - 16
ListeSchwarz-Weiß-Rot - - - - 4
Sitze insgesamt: 21 23 24 24 25

LandkreisOldenburginHolstein: 1919 1921 1925 1929 1933
DNVP 8 - - - -
DVP 1
SPD 8 10 9 10 6
USPD 1
KPD - - 1 1 2
DDP 4 - - 1 -
Wirtschaftsliste - 11 12 9
sonstige Listen - - 2 -
VölkischeParteien (NSDAP) -" - 3 12
Liste Schwarz-Weiß-Rot 4
Sitze insgesamt: 21 22 24 24 24



Eserhielt dieNSDAP als stärkste Partei imgesamten Kreis
Oldenburg zwar 11435Stimmen, die restlichen drei zur Wahl
stehendenParteienzusammengenommen aber immerhin noch
10 883Stimmen. Nochschlechtersah es für dieNationalsoziali-
stenbeideram gleichen TagestattfindendenWahl zum Provin-
ziallandtag aus. Dort war das Ergebnis NSDAP = 11504 zu
11015 Stimmen. Fürwahr für unsere hiesigen Nationalsoziali-
sten wirklich kein Ruhmesblatt! So setzte sich nachder Wahl
der OldenburgerKreistag aus12 Abgeordneten derNSDAP,6
der SPD, 2derKPDund 4 der bürgerlichen ListeKampffront
Schwarz-Weiß-Rot zusammen."

Dieses Ergebnis verwundert umso mehr, warendochgerade
die Kommunisten seit Jahresanfang einer verstärktenpolizeili-
chen Überwachung unddiversen Hausdurchsuchungen ausge-
setzt.12

In der gesamten Zeit seit Bestehen der KPD im Landkreis
Oldenburg konnte diese, auch zusammen mit der USPD, nie
mehr als ein Mandat imKreistagerringen.

Außerdem wurde unter dem 31. 5. mitgeteilt, daß weitere
Briefe, unter Brechung des Postgeheimnisses, von KPD-Mit-
gliedern beschlagnahmt wurden.

Weiterhin wurde unter dem 4. August 1933 mitgeteilt, daß
auch bei den DNVP-Mitgliedern Berner, Meynerts und Dr.
Wittrock Haussuchungen stattfanden und Berner für einige
Tage als Kreis-Stahlhelmführer dem KZ Eutin zugeführt
wurde.

"
Wahlergebnisse, abgedruckt im

Neustädter Tageblatt vom 14. März
1933 Nr. 62, ebenso in den WFB:
NSDAP 11435 Stimmen (12 Manda-
te), SPD 5304 Stimmen (6Mandate),
KPD 1578 Stimmen (2 Mandate),
Kampffront Schwarz-Weiß-Rot 4001
Stimmen(4 Mandate).
12 Neustädter Wochenblatt vom 12.
März1933 Nr. 61.
Außerdem befindet sich im Fach 111
Nr. 26 im Stadtarchiv Neustadt cine
genaue Anweisung dcs Regierungs-
präsidenten wiebeiWahlveranstaltun-
gen, Aufrufen pp. zu verfahren bzw.
welche Texte yonSPD und KPD ge-
nehmigungsfähigsind.
13Entnommen ausLAS Abt.320Kreis
OldenburgNr. 624, Akten des Kreis-
ausschusses, Sozialdemokraten 1933.

TabelleII
Bericht des NeustädterBürgermeisters an denLandrat in Ol-
denburg über durchgeführte Aktivitätengegenüber SPD,KPD
und Gewerkschaften13

III.Verhalten des
Landrates

Auf eine weitere Ausnahme muß in diesem Zusammenhang
hingewiesen werden. Seit Papens Staatsstreich inPreußen am
20. Juli1932undder damit verbundenen Ablösungvonsozial-
demokratischen Polizeipräsidenten (Kiel, Altona) und Land-
räten (Pinneberg) stellte inder Provinz Schleswig-Holstein die
SPD im Landkreis Oldenburg mit Dr. Hübner den einzigen
nochverbliebenen sozialdemokratischenLandrat.
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1. 03. 5. 33 Beschlagnahme von Briefen der KPD
2. 10. 5. 33 Haussuchungen bei Führern und Funktionären

der SPD, Gewerkschaften und des Reichsban-
ners (auf Anordnung der Regierung)

3. 12. 5. 33 Beschlagnahme vonBriefen derKPD,Bernhard
Dohm und FrauFischer

4. 13. 5. 33 Haussuchungen wie zu 2
Anordnung desLandratesin Oldenburg
Beschlagnahmtes Material wird der Kreisge-
schäftsstelle der NSBOinOldenburgüberwiesen.

Neustadt, den 15.5. 33
Schrank,kom. Bürgermeister
alsPolizeibehörde



Wie aber auch in der Provinz die Wahlerfolge derNSDAP
ihre ersten Auswirkungen zeigten, läßt sich an der Kritik der
NSDAP gegenüber noch regierungstreuen Landräten, wie
z.B.imNachbarkreisPlön,gut nachvollziehen. In einemoffe-
nenBrief wandtesich die NSDAP-Kreisleitunggegendas wei-
tere im Amt bleiben desPlönerLandratesDr. Kipert:14

,Am 5. und 12. März hat sichdie Bevölkerungdes Kreises
Plönmit überzeugender Mehrheitfür denNationalsozialismus
entschieden. Die NSDAP verfügt in neuen Kreistag über die
absolute Mehrheit. Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß
auch im Kreise Plönin Zukunft eine Politik betrieben werden
soll,die den ZielenderNSDAPundihres Führers AdolfHitler
entspricht. Wir haben Sie, Herr Landrat, in den vergangenen
Jahren als einen systemtreuen Mann kennengelernt, der der
NSDAPfeindlich gesonnen warundsich durch schikanöseEin-
zelmaßnahmen gegen ihre Führer und Anhänger auszeichnete.
Wir werdenes daher auchnichtdulden, daß Sie aufdemBoden
der gegebenen Tatsachen hinüberwechseln, um damit der Ab-
rechnung zu entgehen. Vielmehrstellen wir die eindeutige For-
derung, daß SiedieKonsequenzen ziehenundabtreten. Sollten
Sieunserem Ersuchen nicht entsprechen, werden wir nicht nur
imneuenKreistag eine rücksichtslose Opposition gegen Siebe-
treiben,sondernauchselbstdenWeg zumpreußischen Innenmi-
nisteriumnichtscheuen, um ihre Beurlaubungzu erwirken.

Schalow, Kreisleiter"
Um aber diese Kritik inBezug auf seine Person im Vorwege
abzuwehren sowie seinen Posten als Landrat auch unter den
sich rapide verändertenMehrheitsverhältnissen zu behalten,
trat Landrat Dr.Hübner - im Gegensatz zu seinem Plöner
Kollegen(Dr.Kieperthielt seinenkonservativenFreunden die
Treue) ausder sozialdemokratischenParteiaus.Ineinem offe-
nenBrief folgenden Inhalts versuchteer, in der hiesigenHei-
matpresse seinenSchritt zu begründen: 15

„Dem Parteivorstande der Sozialdemokratischen Partei
Schleswig-Holsteins zeige ich hiermit meinen Austritt aus der
Parteian, da esfür mich als StaatsbeamteneineUnmöglichkeit
ist, einerParteianzugehören,diezuderReichs- undStaatsregie-
rung in Opposition steht, ganz zu schweigen von derEnttäu-
schung über die Haltung, die weite Kreise der Partei zu den
nationalenFrageneingenommen haben. Wenn ichdiesen Schritt
erstheute tue,sogeschieht es lediglich ausdem Grunde, weilich
ihn vorher, als jeden Tag derpolitische Beamte vondemRegie-
rungswechsel unmittelbar betroffen werden konnte, für einen
Akt der Schwäche gehalten hätte.

Dr. Hübner, Landrat"
Allein auch dieser Schritt sollte die Position des Landrates

beim politischen Gegner nicht stärken. Es sollte ihm nicht
besser ergehen als denBürgermeistern der kreisangehörigen
Städte. So wurde teils freiwillig, teils durch Androhung von
Zwangsmaßnahmen am 24. März Neustadts Bürgermeister
Max Rehr durch die Nationalsozialisten amtsenthoben. Es
folgten am 4. April der Oldenburger Bürgermeister Wein so-
wie am 18. April der Heiligenhafener Bürgermeister Schur-

14 Der gesamte Aufruf wurde inden
WFB vom18.März1933 Nr.66 abge-
druckt.
15 s.a. Neustädter Tageblatt vom 29.
März 1933Nr.75 und WFB vom 28.
März1933 Nr.74.
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Gleichschaltung: Das BebpielOsthol-
stein (aus:Neustädter Tageblatt,23. 3.
1933)
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bohm. Nur inBurg a.F. sollte es nicht auf AnhiebdenNatio-
nalsozialisten gelingen, den dortigen Bürgermeister Lafrentz
aus dem Amte zu entfernen. Dieses gelang dem Kreisleiter
Rahlferst nacheinigen spektakulären Niederlagen im Septem-
ber 1933.16

Trotz Austritts aus der SPD sollte aber dasEndeder Amts-
zeit des Landrates in Oldenburg, wo er seit 1927 tätig war,
abzusehensein. Am6.April 1933 wurdenLandratDr.Hübner
sowie die Landräte Clasen, Husum, Dr. Voigt, Herzogtum
Lauenburg, Dr. Kiepert, Plön, Steltzner, Rendsburg, und
Skalweit, Südtondern, vom Reichskommissar für das preußi-
sche Innenministerium aufgrund des § 3der Verordnung vom
26. Februar 1933 mit sofortiger Wirkung in den einstweiligen
Ruhestandversetzt.17

Neuer kommissarischer Landrat des Kreises Oldenburg
wurdeder Nationalsozialist Regierungsrat vonHolleuffer.

16 Entnommen demNeustädter Tage-
blattund den WFB.
17 WFB vom7. April 1933 Nr. 81.
s.a.Klaus vonderGroeben/HansJür-
gen von der Heide (Hg) Geschichte
desDeutschenLandkreistagesBandV
1981, Seite 163/64. Dort wird in einer
Fußnote hervorgehoben,daß allein in
Preußen seit dem 30. Januar 1933 yon

352 Landräten ca. 150 durch völlig
neve,z.T. auch nicht verwaltungsmä-
ßig vorgebildeteHerren ersetzt wor-
den sind und die NSDAP nach den
Wahlen vom 12. März in 226 preußi-
schen LandkreisencineMehrheit yon

50% unddarüber besaß.- Außer LandratDr.Hübner wurden
in der Kreisverwaltung beurlaubt:
Staatsangestellter Hagelstein
(Landratsamt),Kreisausschußober-
sekretär Milewski und die Ange-

stellten Asmus und Föll (beide
Kreisausschuß) sowie derWegewär-
ter Märten. (Dieser gehörte von
1922-25 als SPD-Abgeordneter
demOldenburgerKreistag an)s. a.
Bericht in den WFB vom 9. Mai
1933 Nr. 107.

IV. Diezwangsweise
Ausschaltung führen-
dersozialdemokrati-
scher und kommuni-
stischer Abgeordneter
im Kreistag sowie in
denLandgemeinden

Schon am 26. März legte der SPD-Abgeordnete, Amts- und
Gemeindevorsteher Adolf Schwark, Fargemiel, sein Amt als
Kreistagsabgeordneter nieder. Alsnächster sollte der langjäh-
rige Sprecher der SPD-Fraktion und zweiter Kreisdeputierter
sowie Sekretär des Landarbeiterverbandes Karl Panitzki fol-
gen. Mit Schreiben vom 31. März 1933 teilte Landrat Dr.
Hübner den beiden SPD-Kreistagsabgeordneten Panitzki und
Grapengeter mit,daß gemäß des § 4der Verordnung zur Behe-
bung vonMißständen indengemeindlichen Verwaltungen vom
22. März 1933 Gesetzblatt 67, Vorstandsmitglieder und Ge-
schäftsführer von Krankenkassen nicht mehr Mitglieder von
Vertretungskörperschaften der Gemeinden oder Gemeinde-
verbände werdendürften. 18 Während Grapengeter sein Vor-
standmandat in der Krankenkasse niederlegte, versuchte sich
Panitzki gegen diese Anordnung zur Wehr zu setzen. Nach
einer Rückfrage beim Innenminister wurde per Funkspruch
vom28.März mitgeteilt,daß Panitzki,da ersich weigerte,sein
Vorstandsmandat inder Krankenkasseniederzulegen, nochbis
zum 15. April1933Mitglieddes Kreistagesbleibe,dannmüsse
dieses Amt niedergelegt werden.19

Schon vor dem AusscheidenPanitzkis war es den National-
sozialisten gelungen, eine Reihe sozialdemokratischer und
kommunistischer Mandatsträger in den Gemeinden auszu-
schalten. Aufgrund eines ministeriellen Funkspruchs vom 25.
März 1933 wurdenindendarauffolgenden Tagen alle sozialde-
mokratischen und kommunistischen Gemeindevorsteher vom
Landrat beurlaubt. Insgesamt betraf es 5 sozialdemokratische
Gemeindevorsteher sowie 16 Stellvertreter, davon alleine 10
vonder InselFehmarn, unter denen sich aucheinige Kommu-
nisten befanden.20

18 Entnommen den verschiedensten
BerichtenundBekanntmachungenim
Kreisblattdes KreisesOldenburg.
19 s.a. LAS Abt. 320 Oldenburg -
Kreisausschuß Nr.7 sowieauchamtli-
che Bekanntmachung des Kreises Ol-
denburgvom22. April1933,Tgb. Nr.
IIa 1099 So, KreisblattSeite 63es,a.BekanntmachungimKreisblatt,
Jg. 33, Seite 49, vom22. März 1933,
Tgb. Nr. 3974. „Teilnahme der kom-
munistischen Abgeordneten an den
Sitzungen der Vertreterkörperschaf-
ten."Lt.AnordnungdesHerrn Regie-
rungspräsidenten sind Vertreter der
KPD zu Sitzungen der Vertreterkör-
perschaften (Gemeindevertretungen
usw.)nicht zu laden.

Der LandratDr. Hübner.
Diese Bekanntmachung wurde

-
wie

alles andere - als amtliche Bekannt-
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V.Ausder Arbeit des
Kreistages biszum
Parteienverbot im
Sommer1933

Nachdem durch die getätigten politischen Maßnahmen der
Nationalsozialisten der angesetzte Termin für die Konstitu-
ierungdesneuenKreistagesam 11. April nicht mehreingehal-
ten werdenkonnte, trat derKreistag am 6.Mai 1933 zuseiner
ersten Sitzungzusammen. Hier sollteninnerhalbvon45Minu-
ten 19 Tagesordnungspunkte abgehalten werden.21

Anwesend waren indieserSitzungalleKreistagsabgeordne-
ten mit Ausnahme der beiden Kommunisten, derenMandate
inzwischen auf Betreiben der Nationalsozialisten eingezogen
worden waren. Die sozialdemokratischen Abgeordneten
AdolfSchwark undKarlPanitzki fehltenebenfalls. DerKreis-
tag setzte sich in dieser konstituierenden Sitzung nur aus 20
Abgeordneten zusammen, 12Nationalsozialisten, 4Mitglieder
des Bürgerblocks Schwarz-Weiß-Rot und den verbliebenen 4
Sozialdemokraten.22

DenVorsitz führte der seitdem 3.Maiamtierende kommis-
sarische Landrat von Holleuffer, der sich in kurzeneinleiten-
den Worten dem neugewählten Kreistag vorstellte. Zum
Schluß seiner Redebrachteer als Zeichen des Treuegelöbnis-
sesein dreifaches „SiegHeil"aufdasVaterland,denehrwürdi-
genReichspräsidenten und den jungenkraftvollenVolkskanz-
ler aus.

Anschließend sprach der NS-Abgeordnete Jürgen Rahlf.
Dieser wies daraufhin, daß die Zeiten desRedens endgültig
vorbeiseien. Alserfreulich wurde vonihm ebenfallsdie Tatsa-
che bewertet, daß jetzt an der Spitze des KreiseseinNational-
sozialist stehe.

Nachdem die Wahl vom 12. März 1933 für gültig erklärt
worden war,schritt man zurWahl des Kreisausschusses. Wäh-
rend die NSDAP die Wahl durch Zuruf vornehmen lassen
wollte, wurde von der SPD-Fraktion - durch deren neuen
Fraktionssprecher Karl Schönfeld-die Verhältniswahl bean-
tragt. Dieser Antrag wurde zurückgenommen, nachdem vom
NSDAP-Kreisleiter Rahlf erklärt worden war, daß die NS-
Abgeordneten auf jeden Fall eine Zusammenarbeit mit den
Sozialdemokraten sowohl im Kreisausschuß als auch in den
Kommissionen ablehnen würden. Anschließend wählte man
durch Zuruf folgende Abgeordneten indenKreisausschuß:
Jürgen Rahlf Oldenburg (NSDAP)
Fritz Schrank Neustadt (NSDAP)
K. Rahlf Kopendorf (NSDAP)
Walter Guttau Neustadt (NSDAP)
Dr. Wilhelm Bongardt Hof Altona (Schwarz-Weiß-Rot)
VomWahlvorschlag der SPD wurdeder Abgeordnete Richard
Grapengeter aus Heiligenhafen gewählt. Aufgrund des Er-
mächtigungsgesetzes wurde jedoch vom kommissarischen
Landrat von Holleuffer die sofortige Beurlaubung des Kreis-
ausschuß-Mitgliedes Grapengeter ausgesprochen. Über die
Beurlaubung Grapengeters ist im Protokoll folgendes ver-
merkt:23

„DerAbgeordnete Grapengeter wurdeaufGrund des Rund-
erlasses des Ministers des Innern (K.d.R.) vom 24.128. März
1933 - IV aI59 - betr. Beurlaubung sozialdemokratischer

machung auch in den WFB abge-
druckt.
s.a. Bericht zur Absetzung der Ge-
meindevorsteher bzw. Stellvertreter
der SPDundKPDdurch denLandrat
auf Anweisung der Regierung in
Schleswig in denWFB vom 29. März
1933 Nr. 75 EBd.vom31. März 1933
Nr.77.
21 s.a. Bekanntgabe der vorläufigen
Tagesordnungfür die Kreistagssitzung
am11. April 1933, abgedrucktin den
WFB vom29. März1933Nr. 75.
22 s.a. Protokoll der Kreistagssitzung
vom6.Mai 1933, abgedruckt imKreis-
blatt Jg. 1933, Seite 81bis 91, außer-
dem großaufgemachter Bericht mit
abgedruckten Reden im Neustädter
Tageblatt vom9. Mai 1933 Nr. 107.
23 Ebd.
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MitgliederinGemeindevorständenundDeputationen mitsofor-
tiger Wirkung vom Vorsitzenden beurlaubt, der gleichzeitig als
Kommissar den Abg. Wilhelm Scholz inLensahnbestellte."

Nach dieser Wahl setzte sich der neue Kreisausschuß aus 5
Nationalsozialisten und 1 Deutschnationalen zusammen.
DurchGesetz wurdedie Amtszeitder Kreisdeputierten, Guts-
besitzer von Abercron und Gewerkschaftssekretär Karl Pa-
nitzki, am7. April 1933 beendet. Alsneue Deputierte wählte
man, ebenfalls durch Zuruf, die beiden Nationalsozialisten
Jürgen Rahlf, Oldenburg, und Prof.Draeger, Sebent. Da die
AmtszeitderbisherigenAmtsvorsteherbzw.deren Stellvertre-
ter ebenfalls am7. Aprilendete,mußten auchdieseStellenneu
besetzt werden.Für dieNeuwahlder Amtsvorsteherundderen
Stellvertreter lageingemeinsamer Antrag derNSDAPundder
ListeSchwarz-Weiß-Rot unter demKennwort „NSDAP" vor.
Sozialdemokratenwurdenhier,wieauchbeider Besetzungder
Ausschüsse des Kreistages, in keine Ämter mehr gewählt.

Beider Wahl des Vorstandes derKreissparkasse wurdenach
dem selbenSchema verfahren.

Wie schnell hatte sich doch die politische Landschaft geän-
dert,betrachtet man einige Namen und vergleicht sie mit den
Repräsentanten des demokratisch gewählten alten Oldenbur-
ger Kreistages!

Die Anfänge der Judenverfolgung in
Ostholstein(aus:Neustädter Tageblatt,
Febr.)'April1933)

VI.Das Ende derparla-
mentarischen Demo-
kratie

Dienächste Sitzung des Oldenburger Kreistages fand am 12.
Juli 1933statt.24 Insgesamtdauertesie ca.10Minuten.Dieswar
die erste Sitzung,an derdie sozialdemokratischen Abgeordne-
tennicht mehr teilnahmen,da inzwischen alle SPD-Abgeord-
netenunter der fadenscheinigen Begründung, daß ihre Anwe-
senheitund TeilnahmeanderSitzungdieöffentlicheRuheund
Sicherheit gefährden würde, ihrer Ämter enthoben worden
waren.

Mit Schreiben vom26.Juni1933teiltederkom. Landratvon
Holleuffer den verbliebenen vier sozialdemokratischen Abge-
ordnetenSchönfeld,Grapengeter, Witternund Jäger mit, daß
ihnen dieMandate aberkannt würden. MitgleichemSchreiben
wurdedie NSDAP-Kreisleitunggebeten, für die 4 ausgeschie-
denenSPD-Kreistagsabgeordneten neue Vorschläge zuunter-
breiten.25

Nach den Kommunisten hatten die Nazis nun auch die So-

24 s.a. sehr ausführlicher Bericht über
die Kreistagssitzung im Neustädter
Tageblatt vom 13. Juli 1933.

s.a. LAS Abt. 320 Oldenburg
Kreisausschuß Nr.7.
25s.a.SchreibendesLandrates inLAS
Abt. 320 Oldenburg Kreisausschuß
Nr.7.
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zialdemokratenvonderparlamentarischen Arbeit desKreista-
ges ausgeschaltet.NazisundDeutschnationale warensomitdie
Alleinherrscher imKreistag geworden.

Um sich neu zu informieren, wurde die Kreistagssitzung,
kaum daß sie eröffnet worden war, für eine Stunde unterbro-
chen.Nach Wiedereintritt indie Tagesordnung beantragte der
NS-AbgeordneteScholz, Lehsahn,daß derbisherige kommis-
sarische Landrat von Holleuffer dem Staatsminister zur end-
gültigen Bestallung vorgeschlagen werden möge.Hierauf er-
klärte für die Fraktion Schwarz-Weiß-Rot der Abgeordnete
Dr. Bongardt, Hof Altona, daß seine Fraktion sich in dieser
Angelegenheit der Stimme enthalten werde. Der Antrag
Scholz wurde daraufhin nur mit den Stimmen der National-
sozialisten angenommen.

Anschließend erklärte der Kreisdeputierte, Kreisleiter
Rahlf, nachdem die Kampffront-Vertreter bei der Abstim-
mung über dieBesetzung derLandratstellegezeigt hätten,daß
sienichtmitarbeitenwollten,sie alsnicht imSitzungssaalanwe-
send zubetrachtenseien.EinZusammenarbeitenmit den Ver-
tretern derDeutschnationalenseinicht möglich,da siezeigten,
daß sie zur Mitarbeit dochnicht bereit seien. Kommissarischer
Landrat von Holleuffer habe sich seit seinem Amtsantritt be-
müht, allenKreisen gerecht zu werden,bezüglich der Vertreter
derKampffront Schwarz-Weiß-Rot sei ihm aber ein gedeihli-
ches Arbeitennicht ermöglichtworden.VonHolleuffer seivon
der Ideedes Nationalsozialismus durchdrungen und überzeugt
davon, daß sie Bestand haben werde. Er sei auf dem besten
Wege, ein tadelloser Nationalsozialist zu werden. Indiesem
Sinne sei ihm für eine gute und gedeihliche Zusammenarbeit
Glück zuwünschen.

NachVornahme einiger weitererWahlen war dieeigentliche
Kreistagssitzung nach lOminütiger Dauer beendet. Zum
Schluß wurde vom Kreisdeputierten Rahlf für die NS-Frank-
tion zurnichtprogrammgemäß vorgenommenenLandratswahl
folgende Erklärung abgegeben:

„Wirhabengesehen, daß die Vertreter derehemaligen Kampf-
frontsichbeiderLandratswahlderStimme enthielten.Dasheißt
soviel,daß mannichtmitarbeiten will. Was uns wundert, ist, daß
auch der Kreis-Stahlhelm-Führer Berner/Neustadt dem kom-
missarischen Landrat vonHolleuffer seine Stimme nicht gab.
Dasist um so bezeichnender, als inzwischen Hitler und Seldte
eine Einigung erzielten. Die Vertreter der Deutschnationalen
habenalso imKreistaggezeigt, daß mansofort wiedereineKluft
inderBevölkerungaufgerichtethat,und für dieseKluftmuß ich
vor allem den Kreis-Stahlhelm-Führer Berner verantwortlich
machen. Eine solche Kluft ist um so bedauerlicher, als der
neugewählteLandratfür Jahre hinausan derSpitze des Kreises
stehensoll. UnseremoberstenFührer AdolfHitlereindreifaches,SiegHeil'!"

Als daraufhin der Abgeordnete Dr. Bongardt noch einmal
ums Wort bat, stellteKreisdeputierter Rahlf den Antrag, den
VertreternderKampffront Schwarz-Weiß-Rot in diesem Saal
künftig keine Sprecherlaubnis zu erteilen. Während Dr.Bon-
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gardt krampfhaft versuchte, doch noch das Wort zuerhalten,
forderte Rahlf seine Nationalsozialisten auf, sofort den Sit-
zungssaal zu verlassen, was auch umgehend geschah. Damit
war die Kreistagssitzung beendet.

Nach diesem kurzen Zwischenspiel von Holleuffers-seine
Amtszeit endeteam 6.Dezember 1933-wurdederneueLand-
rat des Kreises Oldenburg Dr. W Mohr. Mohr war ein Alt-
Nazi, er gehörte immerhin schon seit 1925 der NSDAP an.26

Neben dem Amt desLandratesübernahm er,nachdem Jürgen
Rahlfdas Amt des Kreisleiters derNSDAPniedergelegt hatte,
auch dessen Postenein.27 Landratund Kreisleiter waren jetzt
auch imKreise Oldenburg in einerHand vereinigt. Dr.Mohr
blieb bis zum 30. August 1941als Landrat in Oldenburg tätig.
Nachfolger wurde dann der frühere Landrat Poel, der inden
Jahren 1921-26 dieses Amt schoneinmalbekleidet hatte.Poel
blieb bis zur Kapitulation 1945 Landrat dieses Kreises. Er
wurde erst nach dem Zusammenbruch durch die Engländer
abgelöst.

26 s.a. Verwaltung,politisches Leben
und Wirtschaft im Kreis Oldenburg
1867-1967 vonH. Beyer, Seite 69, im
Jahrbuch für Heimatkunde des Krei-
ses Oldenburg,Jg. 1967.
27 s.a. Bericht über die Einführung des
neuenLandrates und Kreisleiters der
NSDAPimNeustädter Tageblatt vom
12. Dezember1933 unterder Balken-
überschrift „Kreis Oldenburg, im
Gleichschritt -marsch!"

VII. Schlußbetrach-
tung

Motor desnun langsam einsetzenden Widerstandes gegen das
inzwischengefestigte NS-System wardiebreiteMasse derorga-
nisierten Arbeiterschaft unter Führung derkleinenund mittle-
ren Funktionäre. Diese standen im Gegensatz zu fast allen
anderenBevölkerungsschichten,dieeinerRegierungunterder
Führung Hitlers undder NSDAPmit Hoffnung, je,mit Wohl-
wollenentgegensahen.28

Einzige Ausnahme bürgerlicherseits bildeten Teilbereiche
der altenDNVP.Nachdem diese Mitglieder einsahen, daß das
Zusammengehen mit dem Nationalsozialismus dem gesamten
Bürgertum nurschaden würde, gingen sie aufkritischeDistanz
zur NSDAP-Führung. In einem Bericht des Landrats wird
darauf hingewiesen, daß das Verhältnis Stahlhelm -NSDAP
aufFehmarn sehrgespannt sei.So nahmder Stahlhelmz.B.an
den1. Mai-Umzügen 1934 in den Gemeinden Petersdorf und
Dänschendorfnicht teil.Durch dieses Verhaltensollteneinige
DNVP-Mitglieder das gleiche Schicksal teilen, wie es viele
Sozialdemokraten, Demokraten und Kommunisten ertragen
mußten. Haussuchungen und Verhaftungen wurden auch in
diesen Reihenvorgenommen.29

Beste Ansätze,die illegale Gewerkschafts- und Parteiarbeit
forzusetzen,botensichmeistdort, wo die altenOrganisationen
der Arbeiterbewegung stark imBewußtsein der Bevölkerung
verankert gewesenwaren. IndeneinzelnenörtlichenGewerk-
schafts- und Parteigremien wußte man genau, wer von der
„Alten" abgeschwenkt war und wer auch inspäterenZeitenals
zuverlässig gelten konnte. Nachdem der überall vollzogene
Aufbau der Geheimen Staatspolizei abgeschlossen worden
war, hatten es auch diese örtlichen Gruppen zunehmend
schwerer. Denunzierung, Schutzhaft und Einweisung in die
neugeschaffenen Konzentrationslager taten ein übriges, um
dieseArbeit zumErliegenzubringen.EineinsDetailweiterge-

W s.a. LASAbt. 320KreisOldenburg
Nr.624
Ausdieser Aktegeht hervor,daß auch
bei den Mitgliedern des Stahlhelms
bzw. der Liste Schwarz-Weiß-Rot,
Berner, Meynertsund Dr. Wittrock-
alle Neustadt-Haussuchungen statt-
gefundenhaben.-

siehe auch Mitteilung vom 9. Au-
gust 1933.Indieser Mitteilung wer-
dendie 10imKZOsnabrück einsit-
zenden Häftlinge nach Städtenauf-
geschlüsselt. Danachkommen4 der
Häftlinge aus Oldenburg, 5 aus
Burg bzw. Burgstaaken und 1aus
Heiligenhafen.- siehe auchSchreiben des Amtsvor-
stehers Dr. Bongardt vom 18. Juli
1933 an den LandratinOldenburg.
Ohne Haftbefehl wurde ein bei
Bongardt beschäftigter Arbeiter
von Eutiner Nationalsozialisten
(ohne Ausweis) im Beisein des in
Roge stationierten Landjägers so-
wie eines NS-Truppenführers auf
Antrag des Regierungspräsidenten
Böhmker verhaftet und nachEutin
insKZgebracht.
Bongardt bittet indiesemSchreiben
denLandratum weitereVerhaltens-
maßnahmen, da die Eutiner im
preußischen Landkreis Oldenburg
ohneGenehmigung nicht tätig wer-
dendurften.
Eine Antwort desLandrates befin-
det sich leidernicht indieser Akte.

28 s.a. LAS Abt. 320 OldenburgNr.
326 geheim- s.a. Bericht des kommissarischen

Bürgermeisters in Oldenburg vom
27. November 1933. Danach wur-
den in Oldenburg seit der Macht-
übernahme 4Personen inein Kon-
zentrationslager sowie 5 weiterepo-
litischverdächtige Personen ins Ge-
fängnis eingeliefert.
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hende Untersuchung würde den mir vorgegebenen Rahmen
sprengen. Ichverweise daher nur auf den in Tabelle 111 abge-
druckten Bericht des Kreisleiters Rahlf in seiner Eigenschaft
als stellvertretender Landrat des Kreises Oldenburg i.H.

Verbrennungen-Erst Fahnen, später
Bücher (aus:Neustädter Tageblatt.23.
3. 1933)
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Da der NS-Staat ein Führerstaat war, in dem der unfehlbare
Führer nicht anParlament oder Volksabstimmungoder andere
Instanzengebunden ist, wurdedieKPD nachdem Reichstags-
brand sofort, die SPD in Etappen, endgültig im Juni 1933,
verboten.DieanderenParteienlöstensichnachundnach,dem
Druck der Nazis folgend, selber auf. Die Gewerkschaften,
Sportvereine, Vereinigungen und Vereine aller Arten wurden
gleichgeschaltet, d.h., siedurften nur fortbestehen, wenn ver-
läßliche Nationalsozialisten in ihren Vorständen waren. Was
blieb, war die NSDAP, die sich des Zustroms von neuen Mit-
gliedern vor allem aus der Beamtenschaft kaum erwehren
konnte. Je nach ihrem Parteieintritt waren es die September-
linge, die Märzgefallenen oder die Maikäfer.

3,1Diese Berichte wurdenmit weiteren
Erläuterungen in den ersten Jahren
der NS-Herrschaft 14tägig erstellt.
EntnommenausLASAbt.320Olden-
burgNr. 326.

Tabelle111
Geheimbericht des stellv.Landrates vom 26. August1933. Tgb.
Nr. A 821an die Staatspolizeistelle Altona unddenRegierungs-
präsidenten inSchleswig. Situationsbericht für diezweiteHälfte
des MonatsAugust 1933.30
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. Gefundene Waffen undSprengkörper:keine
!. Maßnahmen zum Schutzvon Volk undStaat vom28.3.1933

Zahlder Durchsuchungen: keine
Schutzhaftbeantragungen: 4
Versammlungsverbot: kein
Aufhebung von Postgeheimnissen: 8

l PolitischeSchutzhaftgefangene, gegen dieFreiheitsbeschrän-
kungen verhängt wordensind

i) Zahlder im Berichtszeitraum Entlassenen: 4
>) Zahlder amSchluß desBerichtszeitraumesnoch vorhande-

nen: 4
'. Zahlder indenKonzentrationslagern untergebrachten Häft-

linge- im Konzentrationslager bei Osnabrück: 10
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